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Budget 1972 mehrheitlich genehmigt! 
Ausgabenüberschuss 2 0  Mio - Staatsanleihe 15  Mio - Kontokorrentkredit 10  Mio Fr. 

In einer rund 15stUndigen Marathonsitzung, die am Mittwoch vormittag begann und erst am 
Donnerstag abend kurz nach 8.00 Uhr geschlossen werden konnte, hatte sich der Landtag zum 
Abschluss seiner diesjährigen Sessionsperiode durch mehr als zwanzig Traktanden und einen 
Aktenberg zu arbeiten, der die Abgeordneten fast in Jeder Hinsicht überforderte. Niemals 
zuvor ging es in einer öffentlichen Landtagssitzung auch um soviel Millionen wie diesmal. 
Das (nur mehrheitlich) genehmigte Budget fUr das Jahr 1972 sieht in der ausserordentlichen 
Rechnung Mehrausgaben von Uber 20 Millionen Franken vor. Die in etwa ausgeglichene, or­
dentliche Rechnung ist mit Einnahmen und Ausgaben in Höhe von rund 70 Millionen Franken 
veranschlagt. Mit den Stimmen der VU-Mehrheit Hess sich die Regierung einen Kontokorrent­
kredit von 10 Millionen Franken und die Aufnahme einer Staatsanleihe von 15 Mio Franken 
genehmigen. Trotzdem werden die Gemeinden im kommenden Jahr um mehr als 3 Millionen 
Franken in ihren Bezilgen gekilrzt. Angesichts des aussergewöhnlichen Umfanges an Gesetzen 
und Beschlüssen, die am Mittwoch und Donnerstag durch den Landtag gingen, werden wir un­
sere Berichterstattung in der heutigen Ausgabe auf eine generelle Ubersicht beschränken. Uber 
die einzelnen Traktanden werden wir im Laufe der kommenden Ausgaben ausfuhrlich berich­
ten. 
• Wie wir noch in unserer Donnerstagausga­
be berichten konnten, wurde das neue 
S c h u l g e s e t z  samt den daraus resultieren­
den Verfassungsänderungen einstimmig verab­
schiedet. Im Wesentlichen sieht das Gesetz 
eine Reorganisation des gesamten Bildungswe­
sens im Lande vor. Künftig werden sich an die 
fünf Grundschulstufen drei verschiedene Bil­
dungsmöglichkeiten anschliessend die Ober­
schule, die Realschule und das Gymnasium. 
Der Schulbeginn soll auf den Herbst verlegt 
werden. Das Bildungswesen wird künftig der 
Regierung direkt unterstellt sein. Der Landes-
schulrat wird aufgehoben. Die Verwirklichung 
des neuen Schulgesetzes, über  das wir unsere 
Leser noch ausführlich informieren werden, 
wird voraussichtlich mehrere Jahre in An­
spruch nehmen. 
• Der vor rund 20 Monaten eingeführte, er­
höhte F i n a n z a u s g l e i c h  wurde mit den 
Stimmen der VU-Fraktion jetzt wieder korri-

• giert. Die Gemeinden werden schon im kom-
.menden Jahr  in ihren Bezügen um mehr als 3 

[Millionen Franken gekürzt werden. Die FBP-
Fraktion enthielt sich der Stimme, nachdem sie 
sich seinerzeit auch gegen das heute geltende 
System des Finanzausgleiches ausgesprochen 
hatte. Die FBP-Fraktion manifestierte mit ihrer 
Stimmenthaltung auch ihren Protest gegen die 
Tatsache, • dass die Korrektur des Finanzaus­
gleiches ohne jede vorherige Konsultation der 
betroffenen Gemeinden und unter Missachtung 
einer von den Gemeinden vorgeschlagenen 
Uebergangslösung einseitig vorgenommen 
wurde. 
• Die stillen R e s e r v e n  der Liechtensteini­
schen L a n d e s b a n k  werden künftig bis zu 
70 Prozent ebenfalls als eigene Mittel ange­
rechnet werden können. Aufgrund dieser Ge­

Ehrenvolle Berufung 
Bischof Dr. Vonderach Mitglied der Kleruskongregation 

Der Papst hat  Bischof Dr. Johannes Vonder­
ach zum Mitglied der Kleruskongregation beru­
fen. Die Kleruskongregation ist eine de r  neun 
Kongregationen, die dem Papst in der Leitung 
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lehrer und die Polizei nur zum Teil übernahm. 
• Einstimmig wurden (am Donnerstagmorgen) 
die Teuerungszulagen für P e n s i o n i s t e n  
und pensionierte Seelsorger gutgeheissen. 
• Den grössten Raum nahm in der Donners­
tagssitzung erwartungsgemäss der L a n d e s -

(Fortsetzung Seite 2) 

setzesänderung konnte sich der  Staat aus der 
Verpflichtung entziehen, das Geschäftskapital 
der Bank (Dotationskapital) um derzeit fällige 
10 Millionen Franken zu erhöhen. Die FBP-
Fraktion stimmte gegen diese Gesetzesände-
rumg, weil sie die Grundlagen der Bank gerade 
in sogenannten guten Zeiten schmälert. 
• Zur angekündigten, zweiten und dritten Le­
sung des neuen Gesetzes über die Verbesse­
rung des S t i p e n d i e n w e s e n s ,  brachte 
die FBP-Fraktion (wie angekündigt) eine Reihe 
von Verbesserungsvorschlägen ein, die allen 
Abgeordneten zwei Tage vo r  der öffentlichen 
Sitzung schriftlich unterbreitet worden waren. 
Die VU-Mehrheitsfraktion lehnte indessen eine 
Verlesung der Verbesserungsvorschläge im öf­
fentlichen Landtag ab und verwies sie in eine 
Kommission. Die zweite und dritte Lesung des 
Gesetzes wird nun in der  nächsten Sitzung des 
Landtages vorgenommen werden, wobei die 
Leistungen allerdings rückwirkend auf den 1. 
Januar  wirksam werden, so dass keine Verzö­
gerung eintreten wird. Wir  werden dieses The­
ma in einer der  kommenden Ausgaben noch 
eingehend behandeln. 
• Die L ö h n e  und G e h ä l t e r  des Staats­
personals werden im kommenden Jahr  durch­
schnittlich um rund 10 Prozent verbessert wer­
den. Die von der FBP-Fraktion eingebrachten 
Vorschläge für die Lehrer und die Angehörigen 
des Sicherheitskorps, die heute zu den beson­
deren Mangelberufen zählen und innerhalb der 
bestehenden Gehaltsordnung dementsprechend 
eingestuft werden sollten, fanden teilweise 
auch die Zustimmung der  Mehrheit. So 
schwenkte die VU bei den  Volksschul- und 
Reallehrern im letzten Moment auf die FBP-
Verbesserungsvorschläge ein, während sie den 
diesbezüglichen Anträgen für die Gymnasial-

der Kirche zur Seite stehen. Ihr  Aufgabenbe­
reich ist sehr weit  gefasst. Er umfasst die Fra­
gen des priesterlichen Lebens, der  priesterli­
chen Weiterbildung, der Aemteverleihung an  
Priester, der  Verteilung de r  Priester über die 
ganze Welt. Diese Kongregation ist zuständig 
für die Verkündigung des W o T t e s  Gottes und  
die Katechese. Schliesslich obliegt ihr die Auf­
sicht über die materiellen Güter der Kirche und 
deren Verwaltung. 

Durch das «Motu proprio» vom 6. August 
1967 hat  der Papst festgelegt, dass neben Kar­
dinalen auch einige Bischöfe als Mitglieder der 
Kongregation berufen werden sollen. Die Mit­
gliederversammlung ist das entscheidende Or­
gan der Kongregationen. Die ordentlichen Sit­
zungen finden öfters statt  und  umfassen die 
Kurienkardinäle. Bischöfe, die Kongragations-
mitglieder sind, können a n  solchen Sitzungen 
teilnehmen, wenn sie sich in Rom befinden. Al­
le Mitglieder werden zu d e n  meist einmal im 
Jah r  stattfindenden Plenarversammlungen ein­
berufen, a n  denen die wichtigsten und grund­
sätzlichen Fragen behandelt werden. Wi r  gra­
tulieren unserem Bischof Dr, Johannes Vonder­
ach zu seiner Ernennung und wünschen ihm 
eine segensreiche Tätigkeit im Rahmen der Ge­
samtkirche. 

KOMMENTAR 
«Entscheidungsmaschine» 

Rund drei Wochen vor den letzten Land­
tagswahlen, am 9. Januar 1970, erklärte 
der heutige Regierungschef Dr. Alfred 
Hilbe öffentlich: «Es ist doch ein b e ­
s o n d e r e s  E r e i g n i s ,  dass eine 
Mehrheitspartei die Spielregeln der De­
mokratie einfach beiseite schiebt und 
nur noch die Macht der Mehrheit ein­
setzt», gleichzeitig fragte er: «Was ha­
ben wir zu, erwarten, wenn grössere 
Probleme statt durch sachliche Erarbei­
tung mit der E n t s c h e i d u n g s ­
m a s  c h 1 ne der Mehrheit gelöst wer­
den?» — Diese Frage ist aktueller denn 
je, denn das «besondere Ereignis» ist 
eingetreten: am Mittwoch und Donners­
tag'dieser Woche Im Landtag. Die FBP-
Minderheitsfraktion wurde in rund 
einem Dutzend kleineren und grossen 
Sachfragen von der VU-Mehrheit ohne 
sachliche Argumentation und teilweise 
ohne Uberhaupt angehört zu werden, 
einfach niedergestimmt. So unter ande­
rem in der Frage der Korrektur des 
Finanzausgleiches (Entscheidung: 8 VU-
Stimmen), so in deT Frage der Abände­
rung des Landesbankgesetzes (Entschei­
dung 8:7),  so bei der Aufnahme einer 
Staatsanleihe von 15 Millionen Franken 
(Entscheidung 8:7), so bei der gefor­
derten Kontrolle und Befristung Uber 
den Kontokorrentkredit in der Höhe von 
10 Millionen Franken (Entscheidung 8 zu 
7), so auch bei der Abänderung des Sti­
pendiengesetzes, wo der Minderheit so­
gar verweigert wurde, ihre Verbesse­
rungsvorschläge im öffentlichen Landtag 
vorzutragen (Entscheidung 8:7).  Dass 
das Budget 1972, das in der ausser­
ordentlichen Rechnung einen Ausgaben-
Uberschuss von mehr als 20 Mio Fran­
ken aufweist, ebenfalls nur 11 von 15 
Stimmen und das Finanzgesetz nur 12 
erhielt, dUrfte ein weiterer Ausdruck 
des Unbehagens sein, dem die Mehr­
heitspartei heute gegenübersteht. Dass 
hinter dieser «Entscheidungsmaschine» 
mehr als nur Zufall steckte, unterstrich 
der VU-Sprecher Herbert Kindle, der 
sich einmal mehr als Anstandsdame des 
Parlamentes aufspielte und im Laufe der 
zweitägigen Sitzung der FBP-Fraktion 
alle paar Stunden sowohl das Mass, die 
Tonart und die Form der Kritik zu den 
Regierungsanträgen vorschreiben woll­
te. Wie sagte doch VU-Präsident Dr. F. 
Nägele in einer Wahlversammlung im 
Januar 1970: «Wir wUrden einmal den 
Beweis erbringen, was man unter Koali­
tion zu verstehen hat.» 
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